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EINFUHRUNG

Israels rechtliche Architektur schreibt einen privilegierten Status fur judische Blrger_innen gesetzlich fest und
diskriminiert alle nicht-jidischen Israelis und Israelinnen, vor allem aber die palédstinensischen Biirger_innen des Landes.

Seit der Errichtung des Staates Israel sorgen seine grundlegenden Gesetze fir eine jidische Dominanz iber das
palastinensische Volk als Ganzes, indem sie dessen Zersplitterung verfestigen und vertiefen. Der Staat Israel ist bemiiht,
diese diskriminierenden Praktiken zu rechtfertigen und behauptet daher, Paldstinenser_innen wirden ihre Grundrechte
missbrauchen, indem sie terroristische Aktivitaten unterstitzten und sich an diesen beteiligten. Die vorliegenden
Gesetze und die damit zusammenhangenden Rechtfertigungen und Praktiken bilden die rechtliche Basis fur Israels
Apartheid-Regime.

Diese Kurzdarstellung soll die wichtigsten Gesetze umschreiben, die dieses Regime etabliert und die Anwendung
diskriminierender Strategien und Vorgehensweisen gegen das palastinensische Volk als Ganzes ermoglichen.

1. DER RECHTLICHE RAHMEN — IM INTERNATIONALEN VOLKERRECHT GILT APARTHEID ALS EIN
VERBRECHEN GEGEN DIE MENSCHLICHKEIT
Die Praxis der Apartheid ist durch die Internationale Konvention Uber die Bekampfung und Bestrafung des Verbrechens
der Apartheid (International Convention on the Suppression and Punishment of the Crime of Apartheid) von 1976,
durch den Kodex-Entwurf Gber Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit der Menschheit von 1996 und durch
das Romische Statut zum Internationalen Strafgerichtshof (1998) als Verbrechen gegen die Menschlichkeit anerkannt.1
Die genannten Instrumente fihren jeweils die Praktiken und Strategien rassischer Trennungen auf, die zum Zweck der
Einrichtung und Aufrechterhaltung der rassistischen Dominanz einer rassischen Gruppe von Personen Uber eine andere,
ein System der Unterdrlckung zur Anwendung bringt.

Die Apartheid-Konvention weist speziell auf MaRnahmen hin, die ,menschenunwiirdigen Handlungen” gleichkommen
inklusive ,,gesetzgeberischer Mafsnahmen, die darauf ausgelegt sind, eine oder mehrere Gruppen aus Griinden der Rasse
an der Teilhabe am politischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben des Landes zu hindern” sowie ,legislative
Mafsnahmen, die dazu geschaffen sind, die Bevélkerung durch die Einrichtung separater Schutzgebiete und Ghettos fiir
die Mitglieder einer oder mehrerer rassischer Gruppen entlang rassischer Linien zu spalten”.2

Der Kodex-Entwurf stellt des weiteren klar, dass dieses Verbrechen auch die , institutionalisierte Diskriminierung aus
Griinden der Rasse, der ethnischen Zugehérigkeit oder der Religion” umfasst, mit der Verletzung von grundlegenden
Menschenrechten und Freiheiten einhergeht und dazu fihrt, dass Teile der Bevdlkerung massiv benachteiligt werden.3

Das Romische Statut bezieht sich unterdessen auf Verbrechen, durch die unrechtmaRige Verhaltensweisen im Kontext
,eines institutionalisierten Regimes der systematischen Unterdriickung und Herrschaft gegentiber einer oder mehrerer
rassischer Gruppen durch eine andere rassische Gruppe” ausgelibt werden. Das Statut von Rom stellt auRerdem klar,

1 In dieser Reihenfolge ebenfalls bekannt als Apartheid-Konvention, Kodex-Entwurf und Rémisches Statut. Im Folgenden werden nur
noch diese Begriffe verwendet.

2 Artikel Il, Internationale Konvention tber die Bekémpfung und Bestrafung des Verbrechens der Apartheid (International Convention
on the Suppression and Punishment of the Crime of Apartheid), G.A. Res. 3068 (XXVII1)), 28 U.N. GAOR SupS, Nr. 30, S. 75, U.N. Doc.
A/9030 (1974), 1015 U.N.T.S. 243, in Kraft getreten am 18. Juli 1976, im Folgenden Apartheid-Konvention genannt

3 Kodex- Entwurf Gber Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit der Menschheit (Draft Code of Crimes against the Peace and
Security of Mankind) von 1996; Jahrbuch der Internationalen Rechtskommission 1996 (Yearbook of the International Law
Commission 1996), Band II; Morten Bergsmo, Cheah Wui Ling, Song Tianying, Yi Ping, Historische Urspriinge des Internationalen
Strafrechts (Historical Origins of International Criminal Law), TOAEP, Band 3, S. 608



dass diese Verbrechen in der konkreten Absicht begangen werden, ein solches Regime aufrechtzuerhalten.4

Im Jahr 2011 kam das Russell-Tribunal zu dem Schluss, dass ,Israels Herrschaft iber die paldstinensische Bevélkerung —
unabhéngig von deren Wohnsitz — insgesamt auf ein einziges, integriertes Regime der Apartheid hinausléduft”.5 Die
Schlussfolgerungen des Russell-Tribunals wurden im Jahr 2019 in den AbschliefSenden Beobachtungen des Ausschusses
zur Beseitigung der Rassendiskriminierung (CERD - Committee on the Elimination of Racial Discrimination) der Vereinten
Nationen aufgegriffen, die von Israel verlangen, jegliche Strategien und Praktiken der Rassentrennung und Apartheid zu
beseitigen, die , sich schwerwiegend und unverhéltnismdfig auf die palédstinensische Bevélkerung” auf beiden Seiten der
Grinen Linie ,auswirken”.6

Dieses Papier untersucht Israels diskriminierende Gesetze, die die Grundlage fir das Apartheid-Regime bilden, das Uber
die ganze palastinensische Bevolkerung auf beiden Seiten der Griinen Linie und Uber die palastinensischen Flichtlinge
und Exilant_innen verhangt ist, denen ihr Recht auf Rickkehr verweigert wird. Diese Gesetze sind in der Rechtsordnung
der Knesset und in den Militdrordern festgeschrieben, die Gber die Verwaltung der besetzten palastinensischen Gebiete
(oPt / occupied Palestinian territories) bestimmen.7

Die vorliegende Darlegung vertritt die Auffassung, dass der rechtliche Bauplan fiir Israels Regime der Apartheid schon
im Jahr 1948 festgelegt wurde und bis zum heutigen Tag fortgeflhrt wird. Sie folgt damit dem Fazit der Internationalen
Rechtskommission, das die Apartheid als ein kumulatives Verbrechen betrachtet, dessen Rechtsbriiche ,sich iber den
gesamten Zeitraum vom Beginn der ersten solcher Handlungen oder Unterlassungen einer Serie an erstrecken, und die
so lange andauern, wie diese Handlungen oder Unterlassungen wiederholt werden und nicht in Ubereinstimmung mit
der internationalen Rechtspflicht stehen”.

2. GESETZE ZUR ERMOGLICHUNG JUDISCHER VORHERRSCHAFT UND DOMINANZ

Der malgebliche Bericht der ESCWA (United Nations Economic and Social Commission for Western Asia / Wirtschafts-
und Sozialkommission der Vereinten Nationen fiir Westasien)8 erlautert die Abtrennung von Paléstinenser_innen durch
das israelische Apartheid-Regime in eine Anzahl einzelner, administrativer, rechtlicher und geografischer "Domanen"
wie etwa palastinensische Birger_innen des Staates Israel, Paldstinenser_innen, die im Westjordanland und im Gaza-
streifen unter israelischer Militarkontrolle stehen, Palastinenser_innen im annektierten und besetzten Ostjerusalem
sowie paldstinensische Flichtlinge und Exilant_innen in der Diaspora, denen ihr Recht auf Rlickkehr verweigert wird.

Dieser strategischen Fragmentierung liegen zwei Ziele zugrunde. Erstens sollen Paldstinenser_innen daran gehindert
werden, Israels siedlerkolonialistisches Unternehmen durch eine kollektive Mobilisierung zu vereiteln. Und zweitens soll
die Fortsetzung des siedlerkolonialistischen Unternehmens durch den Erhalt jidischer Vorherrschaft und Dominanz im
Land gesichert werden.9

Dieser Abschnitt umreilt die von Israel eingefiihrten Gesetze, die sicherstellen sollen, dass der jlidischen Bevolkerung
eine kategorische Anerkennungen rassischen Vorrangs zugestanden wird, in der Absicht, eine jlidische Dominanz Uber
die heimische paldstinensische Bevolkerung aufrechtzuerhalten.

4 Artikel, 7(1)(j), Straftatbestinde (Elements of Crimes), S. 249, erhaltlich unter:
https://asS.icc-cpi.int/iccdocs/asp docs/Publications/Compendium/ElementsOfCrime-ERussell Tribunal zu Palastina, Erkenntnisse
der Sitzung in Stidafrika, November 2011, siehe Abs. 5.44 und Abs 5.45 NG.pdf

5 Russell Tribunal zu Palastina, Erkenntnisse der Sitzung in Stidafrika, November 2011, siehe Abs. 5.44 und Abs 5.45

6 CERD/C/ISR/CO/17-19, Kommission zur Beseitigung der Rassendiskriminierung (Committee on the Elimination of Racial
Discrimination), Abschliefende Beobachtungen der kombinierten siebzehnten bis neunzehnten Berichte zu Israel,
12. Dezember 2019, Abs. 23, auf Englisch erhaltlich unter:
https://tbinternet.ohchr.org/Treaties/CERD/Shared%20Documents/ISR/INT _CERD COC ISR 40809 E.pdf

7 Die Westbank (inklusive Ostjerusalem) und der Gazastreifen

8 Wirtschafts- und Sozialkommission der Vereinten Nationen fur Westasien (United Nations Economic and Social Commission for
Western Asia), Israelische Praktiken gegeniiber dem paldstinensischen Volk und die Frage der Apartheid (Israeli Practices towards
the Palestinian People and the Question of Apartheid), 2017, UN Doc E/ESCWA/ECRI/2017/1, auf Englisch erhaltlich unter:
https://electronicintifada.net/sites/default/files/2017-03/un apartheid report 15 march english final .pdf

9 Vereinte Nationen, ESCWA (Economic and Social Commission for Western Asia / Wirtschafts- und Sozialkommission fiir Westasien),
Israelische Vorgehensweisen gegeniiber dem paldstinensischen Volk und die Frage der Apartheid — Paldstina und die israelische
Besatzung (Israeli Practices towards the Palestinian People and the Question of Apartheid - Palestine and the Israeli Occupation ),
Ausgabe Nr. 1”7, Vereinte Nationen, 2017, S. 4



Israels diskriminierendes Riickkehrgesetz von 1950 gewdhrt jidischen Personen10 und ihren Familien groRzligige
Einwanderungsrechte. Es schafft die Grundlage daflr, dass die israelische Staatblrgerschaft ,jedem Juden gewdhrt
werden soll, der seinen Wunsch dufSert, sich in Israel niederzulassen” und halt fest: ,Jeder Jude hat das Recht als ein
oleh [Anm. d. Ubers.: Zuwanderer im Rahmen einer Alija] in dieses Land zu kommen*“.11 Das Gesetz schrankt die
Merkmale eines oleh noch einmal besonders auf jidische Immigrant_innen ein. Israels Staatsangehorigkeitsgesetz
sorgt unterdessen auf einzigartige Weise dafiir, dass anhand des Rickkehrrechts jeder oleh ,,zu einem israelischen
Staatsbirger werden kann“.12

Die sieben Millionen paldstinensische Flichtlinge, die wahrend der Nakba im Jahr 1948 und der Naksa im Jahr 1967
gezwungen waren, das Gebiet zu verlassen und denen als Kollektiv ihre Rechte auf Rickkehr und Selbstbestimmung
seitdem vorenthalten werden, kommen in diesem Regelwerk bemerkenswerterweise nicht vor. Israels Grundgesetz,
das einen halb-konstitutionellen Status hat, verhindert dartber hinaus, dass Personen, die als eine Bedrohung fur die
,Existenz des Staates Israel als ein jldischer und demokratischer Staat” wahrgenommen werden, sich bei Wahlen als
Kandidat_innen aufstellen lassen kbnnen. Das Gesetz dient dazu, palastinensischen Widerstand zum Schweigen zu
bringen,13 wahrend der im Jahr 1992 ergdnzte Absatz des israelischen Grundgesetzes: Menschliche Wirde und Freiheit
,die Werte des Staates Israels als ein jiidischer und demokratischer Staat” weiter verfestigt.14

Der im Jahr 2018 verabschiedete Absatz des israelischen Grundgesetzes: Israel - der Nationalstaat des jiidischen Volkes
sorgt fur den ganzlichen rassischen Vorrang des jidischen Volkes und schreibt dies in Artikel 1(a) als Grundprinzip fest:
,Das Land Israel ist das historische Heimatland des jiidischen Volkes, in dem der Staat Israel errichtet wurde”. So 16scht
das Gesetz implizit jede historische Erinnerung an das palastinensische Volk im historischen Palastina aus. Artikel 1(b)
erganzt: ,Der Staat Israel ist der Nationalstaat des jidischen Volkes” und spricht das Recht auf Selbstbestimmung im
Staat Israel ausschlieBlich ,fiir das jidische Volk” aus.15 Das Gesetz erkennt auch den hebraischen Kalender als den
offiziellen Staatskalender und die hebraische Sprache als offizielle Landessprache an.16

Artikel 7 des Nationalstaatsgesetzes legt fest, dass der Staat die Entwicklung jiudischer Siedlungen als nationale Prioritat
betrachtet.17 Auf diesen Artikel bezog sich im November 2020 auch das israelische Amtsgericht des Bezirkes Krayot bei
seiner Entscheidung, eine stadtische Politik beizubehalten, die palastinensischen Kindern den Zugang zu Schulen in der
Stadt Karmiel versagt. In seiner Begriindung bemerkt das Gericht: ,,Karmiel ist eine jidische Stadt, die die jlidische
Ansiedlung in Galilda verfestigen soll. Die Einrichtung einer arabischsprachigen Schule oder gar die Finanzierung von

10 Judische Personen sind all jene Personen, die von einer judischen Mutter geboren wurden oder die - unter manchen Umstanden —
zum Judentum konvertiert sind. Eine Entscheidung des Obersten Israelischen Gerichtshofs vom Marz 2021 sorgte dafir, dass auch
nicht-orthodoxe Konvertiten zum Judentum innerhalb Israels anhand des Riickkehrgesetzes einen Anspruch auf das Recht auf die
israelische Staatsbirgerschaft haben. Diese Recht existierte schon anhand des Riickkehrgesetzes, war aber zuvor allein auf auler-
halb des Landes wohnende Konvertiten zum Judentum beschrankt — siehe Haviv Rettig Gur, Entscheidung zur Konversion beendet
Jahrzehnte offizieller Umgehung der Auseinandersetzung mit Reformstrémungen und konservativen Strémungen (Conversion ruling
ends decades of official shunning of Reform, Conservative), Times of Israel, 1. Marz 2021, auf Englisch nachzulesen unter:
https://www.timesofisrael.com/conversion-ruling-ends-decades-of-official-shunning-of-reform-conservative/

11 Riickkehrgesetz, 5710-1950, 5. Juli 1950, auf Englisch unter:
https://mfa.gov.il/mfa/mfa-archive/1950-1959/pages/law%200f%20return%205710-1950.aspx

12 Staatsblirgerschaftsgesetz, 5712 — 1952, auf Englisch unter:
https://www.knesset.gov.il/review/data/eng/law/kns2 nationality eng.pdf

13 Artikel 7(a), Grundgesetz: Die Knesset, 1958, auf Englisch unter:
https://www.knesset.gov.il/laws/special/eng/basic2 _eng.htm#:~:text=Every%20Israeli%20citizen%20who%200n,t0%20a%20penal
ty%200f%20actual

14 Artikel 1, Grundgesetz: Menschliche Wiirde und Freiheit, 1992, auf Englisch unter:
https://www.knesset.gov.il/laws/special/eng/basic3 _eng.htm#:~:text=1.,a%20Jewish%20and%20democratic%20state.&text=2.,o0f
%20any%20person%20as%20such

15 Artikel 1 (a)(b)(c), Grundgesetz: Israel — Der Nationalstaat des jiidischen Volkes, inoffizielle Ubersetzung aus dem Hebréischen von
Dr. Susan Hattis Rolef, auf Englisch unter:
https://main.knesset.gov.il/EN/activity/Documents/BasicLawsPDF/BasicLawNationState.pdf

16 Artikel 4(a), 8, Grundgesetz: Israel — Der Nationalstaat des jiidischen Volkes

17 Adalah Positionspaper, Die Rechtswidrigkeit von Artikel 7 des jiidischen Nationalstaatsgesetzes: Férderung jiidischer Siedlungen als
staatlicher Wert (The lllegality of Article 7 of the Jewish Nation-State Law: Promoting Jewish Settlement as a National Value), Marz
2019), auf Englisch erhaltlich unter: https://www.adalah.org/uploads/uploads/Position Paper on Artikel 7 JNSL 28.03.19.pdf




Schulbussen fiir arabische Schiiler, Iduft Gefahr, die demografische Balance zu verédndern und den Charakter der Stadt zu
beschddigen”.18

3. GESETZE UBER DIE STAATSBURGERSCHAFT UND NATIONALITAT

Israel behalt die Unterscheidung zwischen israelischer Staatsbirgerschaft und Nationalitat bei und entfernt sich damit
von dem international anerkannten Standard. Wahrend eine israelische Staatsblrgerschaft entweder durch i) Rickkehr
(das gilt nur far Personen judischen Glaubens) oder durch ii) einen Wohnsitz in Israel (wie etwa fir Palédstinenser_innen,
die direkt vor der Einrichtung des Staates Israel schon dort wohnten und in Israel blieben) und durch iii) Geburt und
Einbilrgerung erworben werden kann19, ist die israelische Nationalitat alleine jlidischen Personen vorbehalten.20 Am
11. Mérz 2019 betonte Premierminister Netanyahu diese Unterscheidung noch einmal mit den Worten: ,Israel ist nicht
ein Staat all seiner Blirger. Anhand des Nationalstaatsgesetzes, das wir verabschiedet haben, ist Israel der Nationalstaat
des jiidischen Volkes — und des jiidischen Volkes allein”.21

Beweise fur die israelische Apartheid-Praxis der Unterteilung der paléstinensischen Bevolkerung in einzelne "Domanen"
zeigen sich weiter in seiner an der Rasse orientierten und diskriminierenden Anwendung des Gesetzes Uber die Einreise
nach Israel von 1952. Als Israel im Jahr 1980 ein Grundgesetz herausgab,22 das Jerusalem als Hauptstadt des Staates
Israel vereinnahmte, reagierte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit einer international bindenden Resolution
der Verurteilung und Nicht-Anerkennung dieses Schrittes. In der Resolution ist nachdrtcklich festgehalten, dass das
,Grundgesetz zu Jerusalem null und nichtig [ist] und fortan aufgehoben werden muss”.23 Israel widerspricht jedoch der
internationalen Meinung und besteht auf der Anwendung seines an der Rasse orientierten und diskriminierenden
Gesetzes von 1952, das paldstinensischen Einwohner_innen von Jerusalem den Status eines ,dauerhaften Wohnsitzes”
nur befristet und auf Widerruf zubilligt und von ihnen regelmafRig Nachweis verlangt, dass sich ihr "Lebensmittelpunkt "
tatsachlich in der Stadt befindet.24 Personen, denen das nicht gelingt, wird zur Strafe die Aufenthaltsgenehmigung ent-
zogen, und sie werden unverziglich und zwangsweise aus der Stadt entfernt — als dieser Bericht verfasst wurde, waren
fast 15.000 palastinensische Einwohner_innen der Stadt Jerusalem von diesem Schicksal betroffen.25

Der ehemalige Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen zur Situation der Menschenrechte in den seit 1967
besetzten paladstinensischen Gebieten Richard Falk26 beschrieb diese systematische und fortlaufende Kampagne der
Zwangsvertreibung als einen ,schrittweisen und blirokratischen Prozess der ethnischen Sduberung”,27 der nach den
Bestimmungen der Apartheid-Konvention auf ein Kriegsverbrechen, 28 ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit29 und

18 Adalah, Israelisches Gericht baut rassistischen Entscheid auf jidisches Nationalstaatsgesetz auf: Stddtische Finanzierung von
Schulbussen fiir arabische Kinder nicht erforderlich, weil arabische Familien dadurch ermutigen wiirden, in "jlidische Stadt" zu
ziehen. (Israeli court relies on Jewish Nation-State Law in racist ruling: Municipal funding of school bussing not required for Arab
kids as it would encourage Arab families to move into ‘Jewish city’), 30. November 2020, auf Englisch unter:
https://www.adalah.org/en/content/view/10191

19 Israelisches Ministerium fir Auswartige Angelegenheiten, Erwerb der israelischen Nationalitdt (Acquisition of Israeli Nationality),
1. Januar 2010, auf Englisch unter:
https://mfa.gov.il/mfa/aboutisrael/state/pages/acquisition%200f%20israeli%20nationality.aspx#:~:text=The%20Law%200f%20Ret
urn%20(1950,a%20member%200f%20another%20religion

20 Artikel 1(b), Grundgesetz: Israel — Der Nationalstaat des jidischen Volkes, auf Englisch erhaltlich unter:
https://knesset.gov.il/laws/special/eng/BasicLawNationState.pdf

21 Jonathan Ofir, Netanyahu sagt die Wahrheit: ‘Israel ist nicht ein Staat aller seiner Biirger * (Netanyahu tells the truth: ‘Israel is not a
state of all its citizens’), Mondoweiss, 11. Marz 2019, auf Englisch erhaltlich unter: https://mondoweiss.net/2019/03/netanyahu-
israel-citizens/

22 Jerusalem, die Hauptstadt Palastinas, wurde im Jahr 1967 unrechtméRig von Israel annektiert; siehe auch Grundgesetz: Jerusalem -
Hauptstadt des Staates Israel, auf Englisch erhéltlich unter: https://www.knesset.gov.il/laws/special/eng/basicl0 eng.htm

23 Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, UNSC/RES/478 von 1980

24 Artikel 1(b), Gesetz iber die Einreise nach Israel, 5712 — 1952, auf Englisch unter:
http://www.hamoked.org/files/2011/2240 eng.pdf

25 Die genaue Zahl belduft sich auf 14.683 Palastinenser_innen.

26 der frihere Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen zur Situation der Menschenrechte in den seit 1967 besetzten
paldstinensischen Gebieten

27 Bericht des Sonderberichterstatters zur Situation der Menschenrechte in den seit 1967 besetzten paldstinensischen Gebieten,
Richard Falk, 13. Januar 2014, A/HRC/25/67, S. 11, Abs. 34

28 Romisches Statut, Artikel 8(2)(b)(viii)



eine menschenunwurdige Handlung30 hinauslauft. All dies beschreibt addquat die an der Rasse orientierten Strategien
Israels zur demografischen Kontrolle, durch die versucht wird, in Jerusalem ein Verhéltnis von 70:30 zwischen jidischen
und palastinensischen Einwohner_innen zu schaffen, ein Ziel das im Ortlichen Stidtischen Rahmenplan fir Jerusalem
Nr. 2000 (Jerusalem Municipality Local Outline Plan 2000) eindeutig dargelegt ist.31

Dieselben Gesetze ordnen, teils implizit, teils ausdricklich, die palastinensische Bevolkerung der dominanten jadischen
Bevolkerung unter, wahrend sie die unterschiedlichen paldstinensischen Domanen voneinander abtrennen. So ist es
beispielsweise Palastinenser_innen aus dem Westjordanland und dem Gazastreifen, bis auf wenige Ausnahmen, per
Gesetz verboten, die israelische Staatsblrgerschaft zu erlangen und sich in Israel niederzulassen. Das Gesetz (ber die
Staatsbiirgerschaft und die Einreise nach Israel (Einstweilige Bestimmung) von 2003 halt diesbezlglich fest:

,Der Innenminister soll dem Bewohner eines Gebietes (dem Westjordanland und dem Gazastreifen) auf Grundlage des

Staatsbiirgerschaftsrechts keine Staatsbiirgerschaft zugestehen und ihm aufgrund des Gesetzes (iber die Einreise nach

Israel keine Erlaubnis erteilen, sich in Israel niederzulassen. Zudem soll auch der Kommandant des Gebietes anhand der
Sicherheitsgesetze fiir das Gebiet keinem der besagten Bewohner eine Genehmigung zum Aufenthalt in Israel

erteilen. “32

Anstatt ihnen die Staatsblrgerschaft zu erteilen, gibt Israel an Paldstinenser_innen aus dem Westjordanland und dem
Gazastreifen befristete Genehmigungen heraus, die nur fir insgesamte Zeitrdume maximal sechs Monaten gelten und
ihnen lediglich ermdglichen, in Israel zu arbeiten oder sich dort in medizinische Behandlung zu begeben.33 Anhand
dieses vorlaufigen Gesetzes ist die Familienzusammenfiihrung zwischen Palastinenser_innen aus der Westbank und
dem Gazastreifen und ihren Partner_innen oder Familienmitgliedern, die paldstinensische Birger des Staates Israel
oder palastinensische Birger Jerusalems mit "dauerhaften Einwohnerstatus" sind, nicht erlaubt. Das Gesetz besteht seit
dem Jahr 2003 in einer einstweiligen Anordnung, die jedes Jahr erneuert werden muss und dann parallel ausfiihrlich
von Menschenrechtsrat und CERD (Committee on the Elimination of Racial Discrimination / Ausschuss zur Beseitigung
der Rassendiskriminierung) verurteilt wird. Der frihere Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen John Dugard34
hielt auch fest, dass die Verweigerung der Familienzusammenfihrung in Erganzung ahnlicher Praktiken Israels Absicht
erkennen lasse , die Dominanz einer ethnische Gruppe (der jiidischen) tiber eine andere (die palédstinensische) ethnische
Gruppe herbeizufiihren und beizubehalten”.35

29 Rémisches Statut, Artikel 7(1)(d)

30 Artikel Il(c), Apartheid-Konvention, siehe auch HaMoked, Zahlen des Innenministeriums: 40 Paldstinenser_innen aus Ostjerusalem
wurde im Rahmen von Israels Politik der ‘stillen Ausweisung’ im Jahr 2019 der dauerhafter Aufenthaltsstatus entzogen, verglichen
mit 2018 eine erhebliche Zunahme (40 East Jerusalem Palestinians were stripped of their permanent residency status in 2019 as
part of Israel’s ‘quiet deportation’ policy; a significant increase compared to 2018, 28. Juni 2020, zuletzt aufgerufen am 21.11.2020
unter http://www.hamoked.org/Document.aspx?dID=Updates2174

31 Jerusalemer Stadtverwaltung, Jerusalemer Rahmenplan — Nr. 2000, auf Englisch erhéltlich unter:
https://www.jerusalem.muni.il/en/residents/planningandbuilding/cityplanning/masterplan/; Jerusalems Demografie veréndern
(Changing the Demographics of Jerusalem), 13. Dezember 2017, auf Englisch unter: https://carnegieendowment.org/sada/75006,
Abschnitt 7 - Demografische Balance laut Regierungsbeschliissen (Demographic Balance According to Governmental Decisions) —
,Das von der Stadtverwaltung vorgelegte und bei Regierungsdiskussionen zur Sache verabschiedete Ziel, versucht, zwischen
judischen und arabischen Einwohner_innen in der Stadt ein Verhdltnis von 70 zu 30 zu schaffen. Die Vorhersagen zur Bevélkerungs-
entwicklung, wie Vorhersagen in anderen Regelwerken auch, lassen indes erkennen, dass dieses Ziel nicht erreicht werden kann und
der demografische Trend in Jerusalem sich seit Ende der 1960er Jahre immer weiter vom gesetzten Ziel entfernt. Sollte dieser Trend
der letzten Jahre ohne bedeutende Verdnderung so weiter verlaufen, ist es hochstwahrscheinlich, dass die Lage im Jahr 2020 bei
einer Bevélkerung von geschitzt 60% jlidischen und 40% arabischen Einwohnern liegt - wenn die zugrundeliegenden Annahmen des
stddtischen Rahmenplans aktualisiert werden.”

32 Gesetz (ber die Staatsbiirgerschaft und die Einreise nach Israel (Einstweilige Bestimmung) 5763 — 2003, auf Englisch erhaltlich
unter: https://www.knesset.gov.il/laws/special/eng/citizenship law.htm

33 Gesetz (ber die Staatsbirgerschaft und die Einreise nach Israel (Einstweilige Bestimmung) 5763 — 2003

34 Der ehemalige Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen zur Situation der Menschenrechte in den seit 1967 besetzten
paldstinensischen Gebieten

35 Resolution des Menschenrechtsrats, 28ste Regulare Sitzung, Marz 2015, Tagesordnung, Punkt 7: Die Menschenrechtslage in
Paldstina und anderen besetzten arabischen Gebieten, 28/27; CERD/C/65/Dec.2, ICERD, Prdvention von Rassendiskriminierung,
inklusive FriihwarnmafSnahmen und Eilaktionsverfahren, Beschluss 2 (65) Israel, 10. Dez. 2004; Bericht des Sonderberichterstatters
Menschenrechtslage in den seit 1967 besetzten paléstinensischen Gebieten, UN Doc. A/HRC/4/17, 29. Jan. 2007, Abs. 50



Unterdessen konnen sich israelische Siedler_innen, die illegal in die Westbank (mit Ostjerusalem) verbracht wurden,
und israelische Staatsbirger_innen frei in ganz Israel und den meisten Teilen der Westbank bewegen und ins Land
einreisen, wie sie wollen. Eine Anderung des Gesetzes tiber die Einreise nach Israel aus dem Jahr 1974 hebt den Status
als Einwohner von Palastinenser_innen auf, wenn sie ,sich fiir einen Zeitraum von mindestens sieben Jahren aufSerhalb
Israels aufgehalten” oder eine Staatsbirgerschaft oder einen Wohnsitz in einem anderen Land erhalten haben.36

Eine kirzliche Entscheidung der Vorverfahrenskammer des Internationalen Strafgerichthofs, der sich auf die Apartheid-
Konvention und andere Rechtsquellen beruft, warnte, dass der , willkiirliche Entzug des Rechts auf Einreise in das eigene
Land” dem Verbrechen gegen die Menschlichkeit der Verfolgung gleichkommt. Die Kammer flgte hinzu, dass die ,Qual”
von Personen, denen die Wiedereinreise verweigert wird, ,,grofSe Leiden oder ernste Verletzungen [...] der psychischen
[...] Gesundheit” verursacht.37

4. GESETZE, WELCHE DIE ANEIGNUNG VON LAND ERMOGLICHEN

Abgesehen davon, dass Palastinenser_innen eine Nationalitat verweigert wird, hat Israel gesetzliche MaRnahmen zur
Aneignung palastinensischer Landgrundstiicke umgesetzt, entgegen der Tatsache, dass beides nach Artikel Il (d) der
Apartheid-Konvention verboten ist. Israels siedlerkolonialistisches Projekt hingegen lehnt sich auf eine weitverbreitete
und systematische Konfiszierung der Landgrundstiicke palastinensischer Flichtlinge und des Eigentums von Personen
zurlck, die als ,Abwesende” klassifiziert sind oder als ,, Personen, die ausgewiesen wurden, geflohen sind oder das Land,
meist aufgrund von Kriegshandlungen, nach dem 29. November 1947 verlassen haben”.38 Ihr Land und Eigentum wird
nun Uber die neu geschaffene Entwicklungsbehorde an jiudische Siedler_innen weiterverteilt.39 Das Gesetz Uiber den
Landerwerb von 1953 ermdglichte die judische Besiedlung von Landgrundstlicken, deren Eigentimer ihren Besitz nicht
wahrnahmen, und fihrte zur Besiedlung von etwa 1,2 Millionen Dunum (rund drei Millionen Morgen und Gber zwolf
Millionen km?2) an paldstinensischem Boden.40

Parallel dazu beschlagnahmte Israel paldstinensische Landgrundstiicke, indem es bereits vorhandene Gesetze aus der
Britischen Mandatszeit zur Anwendung brachte. Danach ist es dem Staat erlaubt, Grundsttcke fir 6ffentliche Zwecke zu
konfiszieren und zu nutzen.41 Um als Eigentliimer von beschlagnahmten paldstinensischen Flachen auftreten zu
kénnen, hat Israel das Gesetz inzwischen gedndert und beruft sich selbst da auf diese Anderung, wo das Land in
Wirklichkeit nicht fur die in der urspriinglichen Verordnung beschriebenen, 6ffentlichen Zwecke eingesetzt wird.42

Das Gesetz Uber die rechtlichen Verfahren und ihre Umsetzung von 1970 ist ein weiterer Teil der weitreichenden
Aneignung paldstinensischer Landgebiete durch Israel, auch im besetzten und annektierten Ostjerusalem. In der
besetzten Westbank nutzt man Militédrverordnungen, um paldstinensische Grundstlicke rechtswidrig als israelisches
"Staatsland" fir eine nachfolgende Verwendung zum Siedlungsbau oder als archédologische Zonen, Naturschutzgebiete
und militarische Ubungsgeldnde zu enteignen. Diese Anordnungen verstoRen gegen die Artikel 46, 47, 52 und 55 der
Haager Regeln von 1907 und gegen die Artikel 33 und 49 der Vierten Genfer Konvention von 1949 und gelten nach der
Genfer Konvention als Kriegsverbrechen und grobe VerstofRe.43

36 Artikel 11(a), Regeln fiir die Einreise nach Israel (Entry into Israel Regulations), 5734-1974, auf Englisch unter:
http://www.hamoked.org/files/2018/3050 eng.pdf

37 Internationaler Strafgerichtshof, ICC-RoC46(3)-01/18, Entscheid Uber die Anfrage der Strafverfolgung lber eine Entscheidung zur
Gerichtsbarkeit nach Artikel 19(3) des Statuts, Vorverfahrenskammer |, S. 44, Abs. 77

38 Artikel 1(b)(1), Gesetz iber das Eigentum abwesender Personen (Absentees’ Property Law), 5710-1950, auf Englisch unter:
https://unispal.un.org/UNISPAL.NSF/0/EOB719E95E3B494885256F9A005ABI0A; siehe auch: Adalah, Gesetz tiber das Eigentum
abwesender Personen (Absentees’ Property Law), auf Englisch unter: https://www.adalah.org/en/law/view/538

39 Artikel 19(a) des Gesetzes liber das Eigentum abwesender Personen (Absentees’ Property Law) von 1950, schreibt fest, dass , der
Verwalter den Besitz rechtmdfSig an diese Entwicklungsbehérde verkaufen darf”.

40 Gesetz iber den Landerwerb — Die Giiltigkeit von Rechthandlungen und Entschddigungen (Land Acquisition Law - Validation of Acts
and Compensation), 1953; siehe auch Adalah an den Generalstaatsanwalt und Verwalter der Besitztimer abwesender Personen:
Israels Verkauf von paldstinensischem Boden (Israel’s Sale of Palestinian Land), auf English zuletzt aufgerufen am 21.11.2020 unter
https://www.adalah.org/en/content/view/7003

41 Verordnung lber den Landerwerb fiir 6ffentliche Zwecke, 1943
42 Landverordnung (Erwerb fiir éffentliche Zwecke)- Anderung Nr. 10

43 Die paldstinensische Frage: Rechtliche Aspekt (Dok. 4) — DPR Veroffentlichung, New York, 1992, auf Englisch unter:
https://www.un.org/unispal/document/auto-insert-199200/




Halbstaatliche israelische Organisationen wie die Jewish Agency, der Weltzionistenverband und der Jidische National-
fonds erleichtern den illegalen Inlandstransfer jadischer Siedler zur Kolonialisierung palastinensischen Landes und sind
in diesem Rahmen rechtlich autorisiert, grundlegende Diskriminierungen von Nichtjuden auszufiihren. So halt zum
Beispiel Artikel 2 der Verfassung des Weltzionistenverbandes fest: , Das Ziel des Zionismus ist, durch &ffentliches Recht
gesichert fiir das jiidische Volk eine Heimat in Erez Israel zu schaffen” und unterstitzt ausdricklich die Besiedlung des
Landes als ,,einen Ausdruck des Zionismus in der Praxis“.44 |sraels Grundgesetz verbietet den Transfer von Grundstiicken
(,sei es durch Verkauf oder auf andere Weise”), die sich in Besitz des Staates Israel, der Entwicklungsbehorde oder des
Judischen Nationalfonds befinden. So wird die Enteignung paldstinensischen Landes tief verankert und institutionalisiert
und das Vorhandensein von Paladstinenser_innen aus Israels gesetzlichem Regelwerk geldscht.45

5. PHYSISCHE FRAGMENTIERUNG

Durch den Bau einer Trennmauer, die von einem komplexen Netzwerk aus militarischen Wachttrmen, Kontrollpunkten
und Uberwachungssystemen begleitet ist, das entlang eines Systems von Genehmigungen fungiert, hat der Staat Israel
das palastinensische Gebiet physisch in viele kleine Teile aufgesplittert. Teile der paldstinensischen Gemeinschaft
werden damit auf Enklaven reduziert und die siedlerkolonialistische Expansion in die Westbank weiter befordert.

Im April 2002 verabschiedete das israelische Kabinett eine Entscheidung zum Bau einer Mauer, die weite Flachen der
Westbank und Ostjerusalems vereinnahmen und gleichzeitig Palastinenser_innen im Gazastreifen, in Jerusalem sowie
paldstinensische Blrger_innen des Staates Israel vom Rest des Westjordanlandes physisch abtrennen sollte. Im Jahr
2004 gab der Internationale Gerichtshof (ICJ / International Court of Justice) ein maRgebliches Rechtsgutachten ab, das
befand, dass der Bau der Mauer und das damit verbundene Regime dem Internationalen Voélkerrecht widersprechen.
Dabei wurde betont, dass Israel ganz klar in der Pflicht steht, dieses rechtswidrige Gebaren zu einem Ende zu bringen,
insbesondere durch den Abriss der Mauer, die Riickgabe des Landes, die Bereitstellung von Entschadigungen und die
Abgabe ,,addquater Zusicherungen und Garantien der Nicht-Wiederholung “.46

Um die auch als "Annektierungsmauer" bezeichneten Sperranlangen zu bauen, die sich gegenwartig Gber eine Lange
von 180 Kilometern (km) erstrecken, hat Israel sich offen gegen das Rechtsgutachten des Internationalen Gerichtshofs
und generell gegen das Internationale Vélkerrecht gestellt. Finfzehn Jahre nach Veréffentlichung des Rechtsgutachtens
stimmte das israelische Kabinett einem Plan zu, der die Mauer auf eine insgesamte Lange von 687 km erweitert, was
bedeutet, dass diese Sperranlangen ganze dreiRig Prozent der palastinensischen Bevolkerung im Westjordanland direkt
beeintrachtigen und schadigen werden. Dugard und Reynolds warnten, dass das im Nachhinein bestmdgliche Ergebnis
dieser Vorgehensweise ,ein Bantustan-artiger Staat in den verbleibenden Reservaten” sein werde.47

Israel hat den Gazastreifen seit 2007 komplett isoliert und unterzieht das Gebiet einer vollstdndigen Belagerung und
militarischen Abriegelung. Auch der palastinensische Verkehr in und aus dem Gazastreifen ist weitestgehend einge-
schrankt.48 Israel Ubt durch Zadune und militarische Pufferzonen die volle Kontrolle Gber das Land aus und beschrankt
und reguliert den gesamten Zugang von der See her mit einer Seeblockade, die durch die Seeverordnung Nr. 101
legitimiert wurde. Israel kontrolliert auch die Einfuhr aller Waren und nutzt das Verteidigungsexportkontrollgesetz
(Defense Export Control Law) von 2007 und diverse Militdranordnungen, um die Einfuhr von Waren mit doppeltem
Verwendungszweck zu verhindern.49

44 Die Verfassung der Weltzionistenverbandes und die Regen fiir ihre Umsetzung, aktualisiert im November 2019, auf Englisch
erhaltlich unter: https://www.wzo.org.il/files/pages/item/thumbsrc/WZ0O Constitution amended Nov 2019.pdf

45 Grundgesetz: Israelische Landgrundstticke, 1960

46 Die rechtlichen Konsequenzen der Errichtung einer Mauer auf dem besetzten paldstinensischen Gebiet — Rechtsgutachten, (Legal
Consequences of the Construction of a Wall in the Occupied Palestinian Territory, Advisory Opinion), 9. Juli 2004, Abs. 142 — 153,
auf Englisch unter: https://www.icj-cij.org/public/files/case-related/131/131-20040709-ADV-01-00-EN.pdf

47 Biiro zur Koordination Humanitdrer Angelegenheiten (OCHA Office for the Coordination of Humanitarian Affairs), Der Bericht zur
Mauer, 2019, auf Englisch unter: https://www.un.org/unispal/document/auto-insert-200240/; John Dugard, John Reynolds,
Apartheid, Internationales Vélkerrecht und das besetzte paldstinensische Gebiet (Apartheid, International Law, and the Occupied
Palestinian Territory), EJIL (European Journal of International Law) Nr. 24,2013, S. 867, S. 900

48 Anordnung (ber die Einreise nach Israel, Ausnahmen fiir Einwohner des Gazastreifens, 2005; Gesetz tiber die Staatsbtirgerschaft
und die Einreise nach Israel, Einstweilige Anordnung, 2003

49 Verteidigungsexportkontrollverordnung, Kontrollierte Waren mit doppeltem Verwendungszweck, die in Gebiete unter
paldstinensischer Zivilkontrolle verbracht werden, 2008



Diese drakonischen Einschrdnkungen und ihre bitteren Auswirkungen fir Menschenleben in dem Gebiet, fihrten die
Vereinten Nationen im Jahr 2012 zu der Warnung, dass der Gazastreifen bis 2020 unbewohnbar geworden sein
konnte.50 Die jetzige Pandemie droht, diese fortlaufende humanitare Notsituation noch weiter zu verschéarfen.51

6. GESETZE ZUR VERHINDERUNG PALASTINENSISCHEN WIDERSTANDS

Artikel 2(f) der Apartheid-Konvention bezieht sich direkt auf jene Vergehen, die als menschenunwirdige Handlungen
bezeichnet sind, namlich ,die Verfolgung von Organisationen und Personen”und ,der Entzug ihrer grundlegenden
Rechte und Freiheiten, weil sie der Apartheid entgegenstehen”.52 Im Marz 2017 weitete Israel das Gesetz Uber die
Einreise nach Israel auf solche Personen aus, die versuchen, , die internationale Unterstiitzung fiir Israels Apartheid und
Siedlerkolonialismus anzugehen”, und zu einer Bewegung flr eine paldstinensisch gefiihrte Boykott-, Desinvestment-
und Sanktionskampagne (BDS) aufrufen.53 Frank La Rue, der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen fur die
Beférderung und den Schutz der Rechte auf Meinungsfreiheit und freie MeinungsaulRerung, kritisierte diese Anderung,
weil sie , der freien MeinungsdufSerung im Namen nationaler Sicherheit heftige Einschréinkungen” auferlege.54 lllegal in
besetztes Gebiet verbrachten israelischen Siedler_innen wird unterdessen der freie Zugang nach Israel und in die West-
bank einschlieRlich Ostjerusalem gewahrt, wo sie neue und immer weiter expandierende Siedlungsblocks errichten.55

Seit 1967 sind Versammlungen und Zusammenkinfte in den besetzten paladstinensischen Gebieten anhand der Militar-
verordnung Nr. 101 verboten. Im Rahmen des GroRen Rickkehrmarsches, einer Serie von Protesten, die sei Ende Marz
2018 an der Grenze des Gazastreifens zu Israel abgehalten werden, betreibt Israel eine Politik todlicher Waffengewalt
und eroffnet regelmaRig das Feuer auf die versammelten Palastinenser_innen, die friedlich fur ihre Rechte auf Rickkehr
und Selbstbestimmung demonstrieren und zur Beendigung Gaza-Blockade aufrufen. Israels Einsatz von unnotiger und
unverhaltnismaRiger, todlicher Gewalt hat bereits zum Tod von 217 Palastinenser_innen gefihrt und tausende weitere
schwer verletzt, was in manchen Féllen eine Amputation erforderlich machte.56

Darlber hinaus hat Israel eine Anzahl weitreichender Mallnahmen umgesetzt, durch die palastinensische Parlaments-
abgeordnete in Jerusalem daran gehindert werden sollen, sich fir eine Wiederwahl in Paldstina aufstellen zu lassen,
unter dem Vorwand, dass ihr ,,dauerhafter Aufenthaltsstatus in Jerusalem” wegen eines , Treuebruchs gegeniiber dem
Staat Israel” widerrufen werden kénnte.57

50 Gisha, Kontrollierte Waren mit doppeltem Verwendungszweck (Controlled Dual Use Items), auf Englisch unter:
https://gisha.org/UserFiles/File/LegalDocuments/procedures/merchandise/170 2 EN.pdf; siehe auch UNRWA (United Nations
Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the Near East / Hilfswerk der Vereinten Nationen fiir Paléstinafliichtlinge im
Nahen Osten), Gaza im Jahr 2020 — Ein Ort, an dem man leben kann? (Gaza In 2020, A Liveable Place?) August 2012, zuletzt
aufgerufen am 24.11.2020, https://www.unrwa.org/userfiles/file/publications/gaza/Gaza%20in%202020.pdf

51 Al-Hag, Angesicht eines potentiellen COVID-19-Ausbruchs im Gazastreifen ist Israel verpflichtet Mafsnahmen zu ergreifen, um Leben
zu retten.( In the face of potential COVID-19 outbreak in the Gaza Strip, Israel is obliged to take measures to save lives,) 7. April
2020, auf Englisch unter: https://www.alhag.org/advocacy/16694.html; Al-Jazeera, Israel blockiert Lieferung russischer Sputnik V
Impfdosen in den Gazastreifen (Israel blocks shipment of Russian Sputnik V vaccine to Gaza), 16. Februar 2021, auf Englisch unter:
https://www.aljazeera.com/news/2021/2/16/palestinians-say-israel-blocking-shipment-of-vaccines-to-gaza

52 Generalversammlung der Vereinten Nationen, Internationale Konvention zur Bekdmpfung and Bestrafung des Verbrechens der
Apartheid, Artikel 2(f), 30. Nov. 1973, A/RES/3068(XXVIIl), auf Englisch unter: https://www.refworld.org/docid/3ae6b3c00.html

53 BDS, Was ist BDS?, auf Englisch unter: https://bdsmovement.net/pt/what-is-bds

54 BDS, Was ist BDS? auf Englisch unter: https://bdsmovement.net/what-is-bds; Vereinte Nationen, Die paldstinensisch Frage, Bericht
des Sonderberichterstatters fiir die Beférderung und den Schutz der Rechte auf Meinungsfreiheit und freie Meinungséuferung,
A/HRC/41/35/Add.2, Auszlge, Abs. 47, auf Englisch unter: https://www.un.org/unispal/document/report-of-the-special-
rapporteur-on-the-promotion-and-protection-of-the-right-to-freedom-of-opinion-and-expression-a-hrc-41-35-add-2-excerpts/

55 UN-Nachrichten, Generaldirektor der Vereinten Nationen - Israel: Neue Siedlungsbauten miissen gestoppt und zuriickgebaut
werden (Israel: Halt and reverse new settlement construction — UN chief), 19. Januar 2021, auf Englisch unter:
https://news.un.org/en/story/2021/01/1082482

56 Gaza 2020, 9. Juni 2020, zuletzt aufgerufen am 24.11.2020, https://medium.com/@lifttheclosure/its-2020-lift-the-gaza-closure-
c3f586611cl1l

57 Al-Haq, Eilantrag: Israel muss jlingste Gesetzgebung aussetzen und zurticknehmen, die einen Entzug des dauerhaften Aufenthalts-
status von Paldstinenser_innen in Jerusalem wegen ‘Treuebruchs’ erméglicht (Urgent Appeal: Israel Must Suspend and Repeal
Recent Legislation Allowing for the Revocation of Permanent Residency Status from Palestinians in Jerusalem for ‘Breach of
Allegiance’), 18. Marz 2018, auf Englisch unter: https://www.alhag.org/advocacy/6262.html|




Seit dem Jahr 1948 arbeitet Israel, in Einklang mit den Leitprinzipien einer ethnischen Sduberung, darauf hin, die
Anwesenheit von Palastinenser_innen sowohl aus der Geschichte, wie auch aus der Erinnerung zu streichen. Anhand
der Anderung Nr. 40 des Haushaltsgesetzes, das auch unter der Bezeichnung ,Nakba-Gesetz* bekannt geworden ist,
kann der Finanzminister allen Institutionen die 6ffentliche Forderung verweigern, die die Existenz Israels als ,jldischer
und demokratischer Staat” bestreiten oder die ,Israels Unabhdngigkeitstag oder der Tag der Staatsgriindung als einen
Trauertag” erinnern wollen.58

SCHUSSFOLGERUNG

Israel halt sein Apartheid-Regime durch ein komplexes Regelwerk von Gesetzen aufrecht, das demografische Einriffe,
weitreichende Landenteignungen und die Zersplitterung des palastinensischen Volkes und des paldstinensischen
Gebietes ermdglicht. Diese Gesetze erlauben es auch, dass sich rechtswidrig herbeigebrachte jidische Siedler_innen
auf beiden Seiten der Griinen Linie niederlassen. Und schlieRlich zielen diskriminierende Gesetze, die sich an der Rasse
orientieren, darauf ab, die palastinensische Bevolkerung als Ganze der jidischen unterzuordnen, indem ihnen ihre
kollektiven Rechte auf Rickkehr, Selbstbestimmung und dauerhafte Souverénitat (Uber Gebiete auf beiden Seiten der
Grlnen Linie) verweigert werden.

Originalsprache: Englisch

Ubersetzung: Amnesty International Deutschland, Kogruppe Israel-Paldstina.

Verbindlich ist das englische Original. Die hier wiedergegebenen Meinungen entsprechen nicht notwendigerweise
den Positionen von Amnesty International, sondern sind einzig die Meinungen der Autorin.

58 Nakba Gesetz — Anderung Nr. 40 des Haushaltsgesetzes von 2011, auf Englisch unter: https://www.adalah.org/en/law/view/496
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	Der maßgebliche Bericht der ESCWA (United Nations Economic and Social Commission for Western Asia / Wirtschafts- und Sozialkommission der Vereinten Nationen für Westasien) erläutert die Abtrennung von Palästinenser_innen durch das israelische Apartheid-Regime in eine Anzahl einzelner, administrativer, rechtlicher und geografischer "Domänen" wie etwa palästinensische Bürger_innen des Staates Israel, Palästinenser_innen, die im Westjordanland und im Gazastreifen unter israelischer Militärkontrolle stehen, Palästinenser_innen im annektierten und besetzten Ostjerusalem sowie palästinensische Flüchtlinge und Exilant_innen in der Diaspora, denen ihr Recht auf Rückkehr verweigert wird.
	Dieser strategischen Fragmentierung liegen zwei Ziele zugrunde. Erstens sollen Palästinenser_innen daran gehindert werden, Israels siedlerkolonialistisches Unternehmen durch eine kollektive Mobilisierung zu vereiteln. Und zweitens soll die Fortsetzung des siedlerkolonialistischen Unternehmens durch den Erhalt jüdischer Vorherrschaft und Dominanz im Land gesichert werden.
	Dieser Abschnitt umreißt die von Israel eingeführten Gesetze, die sicherstellen sollen, dass der jüdischen Bevölkerung eine kategorische Anerkennungen rassischen Vorrangs zugestanden wird, in der Absicht, eine jüdische Dominanz über die heimische palästinensische Bevölkerung aufrechtzuerhalten.
	Israels diskriminierendes Rückkehrgesetz von 1950 gewährt jüdischen Personen und ihren Familien großzügige Einwanderungsrechte. Es schafft die Grundlage dafür, dass die israelische Staatbürgerschaft „jedem Juden gewährt werden soll, der seinen Wunsch äußert, sich in Israel niederzulassen“ und hält fest: „Jeder Jude hat das Recht als ein oleh [Anm. d. Übers.: Zuwanderer im Rahmen einer Alija] in dieses Land zu kommen“. Das Gesetz schränkt die Merkmale eines oleh noch einmal besonders auf jüdische Immigrant_innen ein. Israels Staatsangehörigkeitsgesetz sorgt unterdessen auf einzigartige Weise dafür, dass anhand des Rückkehrrechts jeder oleh „zu einem israelischen Staatsbürger werden kann“.
	Die sieben Millionen palästinensische Flüchtlinge, die während der Nakba im Jahr 1948 und der Naksa im Jahr 1967 gezwungen waren, das Gebiet zu verlassen und denen als Kollektiv ihre Rechte auf Rückkehr und Selbstbestimmung seitdem vorenthalten werden, kommen in diesem Regelwerk bemerkenswerterweise nicht vor. Israels Grundgesetz, das einen halb-konstitutionellen Status hat, verhindert darüber hinaus, dass Personen, die als eine Bedrohung für die „Existenz des Staates Israel als ein jüdischer und demokratischer Staat“ wahrgenommen werden, sich bei Wahlen als Kandidat_innen aufstellen lassen können. Das Gesetz dient dazu, palästinensischen Widerstand zum Schweigen zu bringen, während der im Jahr 1992 ergänzte Absatz des israelischen Grundgesetzes: Menschliche Würde und Freiheit „die Werte des Staates Israels als ein jüdischer und demokratischer Staat“ weiter verfestigt.
	Der im Jahr 2018 verabschiedete Absatz des israelischen Grundgesetzes: Israel - der Nationalstaat des jüdischen Volkes sorgt für den gänzlichen rassischen Vorrang des jüdischen Volkes und schreibt dies in Artikel 1(a) als Grundprinzip fest: „Das Land Israel ist das historische Heimatland des jüdischen Volkes, in dem der Staat Israel errichtet wurde“. So löscht das Gesetz implizit jede historische Erinnerung an das palästinensische Volk im historischen Palästina aus. Artikel 1(b) ergänzt: „Der Staat Israel ist der Nationalstaat des jüdischen Volkes“ und spricht das Recht auf Selbstbestimmung im Staat Israel ausschließlich „für das jüdische Volk“ aus. Das Gesetz erkennt auch den hebräischen Kalender als den offiziellen Staatskalender und die hebräische Sprache als offizielle Landessprache an.
	Artikel 7 des Nationalstaatsgesetzes legt fest, dass der Staat die Entwicklung jüdischer Siedlungen als nationale Priorität betrachtet. Auf diesen Artikel bezog sich im November 2020 auch das israelische Amtsgericht des Bezirkes Krayot bei seiner Entscheidung, eine städtische Politik beizubehalten, die palästinensischen Kindern den Zugang zu Schulen in der Stadt Karmiel versagt. In seiner Begründung bemerkt das Gericht: „Karmiel ist eine jüdische Stadt, die die jüdische Ansiedlung in Galiläa verfestigen soll. Die Einrichtung einer arabischsprachigen Schule oder gar die Finanzierung von Schulbussen für arabische Schüler, läuft Gefahr, die demografische Balance zu verändern und den Charakter der Stadt zu beschädigen“.
	Israel behält die Unterscheidung zwischen israelischer Staatsbürgerschaft und Nationalität bei und entfernt sich damit von dem international anerkannten Standard. Während eine israelische Staatsbürgerschaft entweder durch i) Rückkehr (das gilt nur für Personen jüdischen Glaubens) oder durch ii) einen Wohnsitz in Israel (wie etwa für Palästinenser_innen, die direkt vor der Einrichtung des Staates Israel schon dort wohnten und in Israel blieben) und durch iii) Geburt und Einbürgerung erworben werden kann, ist die israelische Nationalität alleine jüdischen Personen vorbehalten. Am 11. März 2019 betonte Premierminister Netanyahu diese Unterscheidung noch einmal mit den Worten: „Israel ist nicht ein Staat all seiner Bürger. Anhand des Nationalstaatsgesetzes, das wir verabschiedet haben, ist Israel der Nationalstaat des jüdischen Volkes – und des jüdischen Volkes allein“.
	Beweise für die israelische Apartheid-Praxis der Unterteilung der palästinensischen Bevölkerung in einzelne "Domänen" zeigen sich weiter in seiner an der Rasse orientierten und diskriminierenden Anwendung des Gesetzes über die Einreise nach Israel von 1952. Als Israel im Jahr 1980 ein Grundgesetz herausgab, das Jerusalem als Hauptstadt des Staates Israel vereinnahmte, reagierte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit einer international bindenden Resolution der Verurteilung und Nicht-Anerkennung dieses Schrittes. In der Resolution ist nachdrücklich festgehalten, dass das „Grundgesetz zu Jerusalem null und nichtig [ist] und fortan aufgehoben werden muss“. Israel widerspricht jedoch der internationalen Meinung und besteht auf der Anwendung seines an der Rasse orientierten und diskriminierenden Gesetzes von 1952, das palästinensischen Einwohner_innen von Jerusalem den Status eines „dauerhaften Wohnsitzes“ nur befristet und auf Widerruf zubilligt und von ihnen regelmäßig Nachweis verlangt, dass sich ihr "Lebensmittelpunkt " tatsächlich in der Stadt befindet. Personen, denen das nicht gelingt, wird zur Strafe die Aufenthaltsgenehmigung entzogen, und sie werden unverzüglich und zwangsweise aus der Stadt entfernt –  als dieser Bericht verfasst wurde, waren fast 15.000 palästinensische Einwohner_innen der Stadt Jerusalem von diesem Schicksal betroffen.
	Der ehemalige Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen zur Situation der Menschenrechte in den seit 1967 besetzten palästinensischen Gebieten Richard Falk beschrieb diese systematische und fortlaufende Kampagne der Zwangsvertreibung als einen „schrittweisen und bürokratischen Prozess der ethnischen Säuberung“, der nach den Bestimmungen der Apartheid-Konvention auf ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit und eine menschenunwürdige Handlung hinausläuft. All dies beschreibt adäquat die an der Rasse orientierten Strategien Israels zur demografischen Kontrolle, durch die versucht wird, in Jerusalem ein Verhältnis von 70:30 zwischen jüdischen und palästinensischen Einwohner_innen zu schaffen, ein Ziel das im Örtlichen Städtischen Rahmenplan für Jerusalem Nr. 2000 (Jerusalem Municipality Local Outline Plan 2000) eindeutig dargelegt ist.
	Dieselben Gesetze ordnen, teils implizit, teils ausdrücklich, die palästinensische Bevölkerung der dominanten jüdischen Bevölkerung unter, während sie die unterschiedlichen palästinensischen Domänen voneinander abtrennen. So ist es beispielsweise Palästinenser_innen aus dem Westjordanland und dem Gazastreifen, bis auf wenige Ausnahmen, per Gesetz verboten, die israelische Staatsbürgerschaft zu erlangen und sich in Israel niederzulassen. Das Gesetz über die Staatsbürgerschaft und die Einreise nach Israel (Einstweilige Bestimmung) von 2003 hält diesbezüglich fest:
	„Der Innenminister soll dem Bewohner eines Gebietes (dem Westjordanland und dem Gazastreifen) auf Grundlage des Staatsbürgerschaftsrechts keine Staatsbürgerschaft zugestehen und ihm aufgrund des Gesetzes über die Einreise nach Israel keine Erlaubnis erteilen, sich in Israel niederzulassen. Zudem soll auch der Kommandant des Gebietes anhand der Sicherheitsgesetze für das Gebiet keinem der besagten Bewohner eine Genehmigung zum Aufenthalt in Israel erteilen.“
	Anstatt ihnen die Staatsbürgerschaft zu erteilen, gibt Israel an Palästinenser_innen aus dem Westjordanland und dem Gazastreifen befristete Genehmigungen heraus, die nur für insgesamte Zeiträume maximal sechs Monaten gelten und ihnen lediglich ermöglichen, in Israel zu arbeiten oder sich dort in medizinische Behandlung zu begeben. Anhand dieses vorläufigen Gesetzes ist die Familienzusammenführung zwischen Palästinenser_innen aus der Westbank und dem Gazastreifen und ihren Partner_innen oder Familienmitgliedern, die palästinensische Bürger des Staates Israel oder palästinensische Bürger Jerusalems mit "dauerhaften Einwohnerstatus" sind, nicht erlaubt. Das Gesetz besteht seit dem Jahr 2003 in einer einstweiligen Anordnung, die jedes Jahr erneuert werden muss und dann parallel ausführlich von Menschenrechtsrat und CERD (Committee on the Elimination of Racial Discrimination / Ausschuss zur Beseitigung der Rassendiskriminierung) verurteilt wird. Der frühere Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen John Dugard hielt auch fest, dass die Verweigerung der Familienzusammenführung in Ergänzung ähnlicher Praktiken Israels Absicht erkennen lasse „die Dominanz einer ethnische Gruppe (der jüdischen) über eine andere (die palästinensische) ethnische Gruppe herbeizuführen und beizubehalten“.
	Unterdessen können sich israelische Siedler_innen, die illegal in die Westbank (mit Ostjerusalem) verbracht wurden, und israelische Staatsbürger_innen frei in ganz Israel und den meisten Teilen der Westbank bewegen und ins Land einreisen, wie sie wollen. Eine Änderung des Gesetzes über die Einreise nach Israel aus dem Jahr 1974 hebt den Status als Einwohner von Palästinenser_innen auf, wenn sie „sich für einen Zeitraum von mindestens sieben Jahren außerhalb Israels aufgehalten“ oder eine Staatsbürgerschaft oder einen Wohnsitz in einem anderen Land erhalten haben.
	Eine kürzliche Entscheidung der Vorverfahrenskammer des Internationalen Strafgerichthofs, der sich auf die Apartheid-Konvention und andere Rechtsquellen beruft, warnte, dass der „willkürliche Entzug des Rechts auf Einreise in das eigene Land“ dem Verbrechen gegen die Menschlichkeit der Verfolgung gleichkommt. Die Kammer fügte hinzu, dass die „Qual“ von Personen, denen die Wiedereinreise verweigert wird, „große Leiden oder ernste Verletzungen […] der psychischen […] Gesundheit“ verursacht.
	Abgesehen davon, dass Palästinenser_innen eine Nationalität verweigert wird, hat Israel gesetzliche Maßnahmen zur Aneignung palästinensischer Landgrundstücke umgesetzt, entgegen der Tatsache, dass beides nach Artikel II (d) der Apartheid-Konvention verboten ist. Israels siedlerkolonialistisches Projekt hingegen lehnt sich auf eine weitverbreitete und systematische Konfiszierung der Landgrundstücke palästinensischer Flüchtlinge und des Eigentums von Personen zurück, die als „Abwesende“ klassifiziert sind oder als „Personen, die ausgewiesen wurden, geflohen sind oder das Land, meist aufgrund von Kriegshandlungen, nach dem 29. November 1947 verlassen haben“. Ihr Land und Eigentum wird nun über die neu geschaffene Entwicklungsbehörde an jüdische Siedler_innen weiterverteilt. Das Gesetz über den Landerwerb von 1953 ermöglichte die jüdische Besiedlung von Landgrundstücken, deren Eigentümer ihren Besitz nicht wahrnahmen, und führte zur Besiedlung von etwa 1,2 Millionen Dunum (rund drei Millionen Morgen und über zwölf Millionen km²) an palästinensischem Boden.
	Parallel dazu beschlagnahmte Israel palästinensische Landgrundstücke, indem es bereits vorhandene Gesetze aus der Britischen Mandatszeit zur Anwendung brachte. Danach ist es dem Staat erlaubt, Grundstücke für öffentliche Zwecke zu konfiszieren und zu nutzen. Um als Eigentümer von beschlagnahmten palästinensischen Flächen auftreten zu können, hat Israel das Gesetz inzwischen geändert und beruft sich selbst da auf diese Änderung, wo das Land in Wirklichkeit nicht für die in der ursprünglichen Verordnung beschriebenen, öffentlichen Zwecke eingesetzt wird.
	Das Gesetz über die rechtlichen Verfahren und ihre Umsetzung von 1970 ist ein weiterer Teil der weitreichenden Aneignung palästinensischer Landgebiete durch Israel, auch im besetzten und annektierten Ostjerusalem. In der besetzten Westbank nutzt man Militärverordnungen, um palästinensische Grundstücke rechtswidrig als israelisches "Staatsland" für eine nachfolgende Verwendung zum Siedlungsbau oder als archäologische Zonen, Naturschutzgebiete und militärische Übungsgelände zu enteignen. Diese Anordnungen verstoßen gegen die Artikel 46, 47, 52 und 55 der Haager Regeln von 1907 und gegen die Artikel 33 und 49 der Vierten Genfer Konvention von 1949 und gelten nach der Genfer Konvention als Kriegsverbrechen und grobe Verstöße.
	Halbstaatliche israelische Organisationen wie die Jewish Agency, der Weltzionistenverband und der Jüdische Nationalfonds erleichtern den illegalen Inlandstransfer jüdischer Siedler zur Kolonialisierung palästinensischen Landes und sind in diesem Rahmen rechtlich autorisiert, grundlegende Diskriminierungen von Nichtjuden auszuführen. So hält zum Beispiel Artikel 2 der Verfassung des Weltzionistenverbandes fest: „Das Ziel des Zionismus ist, durch öffentliches Recht gesichert für das jüdische Volk eine Heimat in Erez Israel zu schaffen“ und unterstützt ausdrücklich die Besiedlung des Landes als „einen Ausdruck des Zionismus in der Praxis“. Israels Grundgesetz verbietet den Transfer von Grundstücken („sei es durch Verkauf oder auf andere Weise“), die sich in Besitz des Staates Israel, der Entwicklungsbehörde oder des Jüdischen Nationalfonds befinden. So wird die Enteignung palästinensischen Landes tief verankert und institutionalisiert und das Vorhandensein von Palästinenser_innen aus Israels gesetzlichem Regelwerk gelöscht.
	Durch den Bau einer Trennmauer, die von einem komplexen Netzwerk aus militärischen Wachtürmen, Kontrollpunkten und Überwachungssystemen begleitet ist, das entlang eines Systems von Genehmigungen fungiert, hat der Staat Israel das palästinensische Gebiet physisch in viele kleine Teile aufgesplittert. Teile der palästinensischen Gemeinschaft werden damit auf Enklaven reduziert und die siedlerkolonialistische Expansion in die Westbank weiter befördert.
	Im April 2002 verabschiedete das israelische Kabinett eine Entscheidung zum Bau einer Mauer, die weite Flächen der Westbank und Ostjerusalems vereinnahmen und gleichzeitig Palästinenser_innen im Gazastreifen, in Jerusalem sowie palästinensische Bürger_innen des Staates Israel vom Rest des Westjordanlandes physisch abtrennen sollte. Im Jahr 2004 gab der Internationale Gerichtshof (ICJ / International Court of Justice) ein maßgebliches Rechtsgutachten ab, das befand, dass der Bau der Mauer und das damit verbundene Regime dem Internationalen Völkerrecht widersprechen. Dabei wurde betont, dass Israel ganz klar in der Pflicht steht, dieses rechtswidrige Gebaren zu einem Ende zu bringen, insbesondere durch den Abriss der Mauer, die Rückgabe des Landes, die Bereitstellung von Entschädigungen und die Abgabe „adäquater Zusicherungen und Garantien der Nicht-Wiederholung“.
	Um die auch als "Annektierungsmauer" bezeichneten Sperranlangen zu bauen, die sich gegenwärtig über eine Länge von 180 Kilometern (km) erstrecken, hat Israel sich offen gegen das Rechtsgutachten des Internationalen Gerichtshofs und generell gegen das Internationale Völkerrecht gestellt. Fünfzehn Jahre nach Veröffentlichung des Rechtsgutachtens stimmte das israelische Kabinett einem Plan zu, der die Mauer auf eine insgesamte Länge von 687 km erweitert, was bedeutet, dass diese Sperranlangen ganze dreißig Prozent der palästinensischen Bevölkerung im Westjordanland direkt beeinträchtigen und schädigen werden. Dugard und Reynolds warnten, dass das im Nachhinein bestmögliche Ergebnis dieser Vorgehensweise „ein Bantustan-artiger Staat in den verbleibenden Reservaten“ sein werde.
	Israel hat den Gazastreifen seit 2007 komplett isoliert und unterzieht das Gebiet einer vollständigen Belagerung und militärischen Abriegelung. Auch der palästinensische Verkehr in und aus dem Gazastreifen ist weitestgehend eingeschränkt. Israel übt durch Zäune und militärische Pufferzonen die volle Kontrolle über das Land aus und beschränkt und reguliert den gesamten Zugang von der See her mit einer Seeblockade, die durch die Seeverordnung Nr. 101 legitimiert wurde. Israel kontrolliert auch die Einfuhr aller Waren und nutzt das Verteidigungsexportkontrollgesetz (Defense Export Control Law) von 2007 und diverse Militäranordnungen, um die Einfuhr von Waren mit doppeltem Verwendungszweck zu verhindern.
	Diese drakonischen Einschränkungen und ihre bitteren Auswirkungen für Menschenleben in dem Gebiet, führten die Vereinten Nationen im Jahr 2012 zu der Warnung, dass der Gazastreifen bis 2020 unbewohnbar geworden sein könnte. Die jetzige Pandemie droht, diese fortlaufende humanitäre Notsituation noch weiter zu verschärfen.
	Artikel 2(f) der Apartheid-Konvention bezieht sich direkt auf jene Vergehen, die als menschenunwürdige Handlungen bezeichnet sind, nämlich „die Verfolgung von Organisationen und Personen“ und „der Entzug ihrer grundlegenden Rechte und Freiheiten, weil sie der Apartheid entgegenstehen“. Im März 2017 weitete Israel das Gesetz über die Einreise nach Israel auf solche Personen aus, die versuchen, „die internationale Unterstützung für Israels Apartheid und Siedlerkolonialismus anzugehen“, und zu einer Bewegung für eine palästinensisch geführte Boykott-, Desinvestment- und Sanktionskampagne (BDS) aufrufen. Frank La Rue, der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen für die Beförderung und den Schutz der Rechte auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung, kritisierte diese Änderung, weil sie „der freien Meinungsäußerung im Namen nationaler Sicherheit heftige Einschränkungen“ auferlege. Illegal in besetztes Gebiet verbrachten israelischen Siedler_innen wird unterdessen der freie Zugang nach Israel und in die Westbank einschließlich Ostjerusalem gewährt, wo sie neue und immer weiter expandierende Siedlungsblocks errichten.
	Seit 1967 sind Versammlungen und Zusammenkünfte in den besetzten palästinensischen Gebieten anhand der Militärverordnung Nr. 101 verboten. Im Rahmen des Großen Rückkehrmarsches, einer Serie von Protesten, die sei Ende März 2018 an der Grenze des Gazastreifens zu Israel abgehalten werden, betreibt Israel eine Politik tödlicher Waffengewalt und eröffnet regelmäßig das Feuer auf die versammelten Palästinenser_innen, die friedlich für ihre Rechte auf Rückkehr und Selbstbestimmung demonstrieren und zur Beendigung Gaza-Blockade aufrufen. Israels Einsatz von unnötiger und unverhältnismäßiger, tödlicher Gewalt hat bereits zum Tod von 217 Palästinenser_innen geführt und tausende weitere schwer verletzt, was in manchen Fällen eine Amputation erforderlich machte.
	Darüber hinaus hat Israel eine Anzahl weitreichender Maßnahmen umgesetzt, durch die palästinensische Parlamentsabgeordnete in Jerusalem daran gehindert werden sollen, sich für eine Wiederwahl in Palästina aufstellen zu lassen, unter dem Vorwand, dass ihr „dauerhafter Aufenthaltsstatus in Jerusalem“ wegen eines „Treuebruchs gegenüber dem Staat Israel“ widerrufen werden könnte.
	Seit dem Jahr 1948 arbeitet Israel, in Einklang mit den Leitprinzipien einer ethnischen Säuberung, darauf hin, die Anwesenheit von Palästinenser_innen sowohl aus der Geschichte, wie auch aus der Erinnerung zu streichen. Anhand der Änderung Nr. 40 des Haushaltsgesetzes, das auch unter der Bezeichnung „Nakba-Gesetz“ bekannt geworden ist, kann der Finanzminister allen Institutionen die öffentliche Förderung verweigern, die die Existenz Israels als „jüdischer und demokratischer Staat“ bestreiten oder die „Israels Unabhängigkeitstag oder der Tag der Staatsgründung als einen Trauertag“ erinnern wollen. 
	Israel hält sein Apartheid-Regime durch ein komplexes Regelwerk von Gesetzen aufrecht, das demografische Einriffe, weitreichende Landenteignungen und die Zersplitterung des palästinensischen Volkes und des palästinensischen Gebietes ermöglicht. Diese Gesetze erlauben es auch, dass sich rechtswidrig herbeigebrachte jüdische Siedler_innen auf beiden Seiten der Grünen Linie niederlassen. Und schließlich zielen diskriminierende Gesetze, die sich an der Rasse orientieren, darauf ab, die palästinensische Bevölkerung als Ganze der jüdischen unterzuordnen, indem ihnen ihre kollektiven Rechte auf Rückkehr, Selbstbestimmung und dauerhafte Souveränität (über Gebiete auf beiden Seiten der Grünen Linie) verweigert werden.
	Originalsprache: Englisch 
	Übersetzung: Amnesty International Deutschland, Kogruppe Israel-Palästina.
	Verbindlich ist das englische Original. Die hier wiedergegebenen Meinungen entsprechen nicht notwendigerweise den Positionen von Amnesty International, sondern sind einzig die Meinungen der Autorin.


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo false
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


